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l. Die Notwendigkeit verstãndlicher Gesetze 

Gesetze sollen verstandlich sein. Wo immer über Gesetzgebung disku­
tiert wird, erscheint dies als selbstverstandliche Forderung. Es gibt viele 
und gute Gründe dafür: 

• Der Gedanke des Rechtsstaats impliziert, dass alle Betroffenen, de­
nen vom Gesetz eine Verpflichtung auferlegt oder ein Recht zuge­
standen wird, dies direkt aus dem Gesetz erkennen konnen. (Erkenn­
barkeit des Rechts) 

• Der demokratische Staat muss den Bürgern Rechtssicherheit gewah­
ren; das ist nur moglich, wenn ein Gesetz von allen gleich und 
gleich eindeutig verstanden werden kann. (Rechtssicherheit) 

• Ein Gemeinwesen kann nur funktionieren, wenn seine Bürgerinnen 
und Bürger vom Sinn llnd Nutzen der Gesetze überzeugt sind. Vor­
aussetzung dafür ist aber, dass ,die Gesetze in einer Sprache abge­
fasst sind, die ihnen zuganglich ist und den Gesetzesgehalt in einer 
Form darbietet, die den sinnvollen Gehalt direkt erkennen lasst. 
("Rechtsüberzeugung") 

• W er über Gesetze zu entscheiden hat, muss sie verstehen, um sinn­
voll entscheiden zu konnen. In einer direkten Demokratie wie der 
schweizerischen hat der Stimmbürger und die Stimmbürgerin als 
Mitglied des Souverans in Yolksabstimmungen über den Erlass von 
Gesetzen oft direkt mitzubestimmen. Überdies kann jeder Bürger 
und jede Bürgerin auch in ein Gemeinde-, Kantons- oder in das eid-
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genõssische Parlament gewahlt werden und so noch direkter am 
Entscheidungsprozess mitwirken. 

2. Die Schwierigkeiten, verstandliche Gesetze zu verfassen 

Trotz allen Ermahnungen genügen allerdings Gesetze dem Anspruch auf 
Verstandlichkeit offenbar sehr oft nicht. Sonst würde diese nicht so hau­
fig als Problem thematisiert. Es gibt auch gute Gründe, warum Verstand­
lichkeit eher als Idealziel erscheint, das im Einzelfall oft nur schwer er­
reichbar ist: 

• Gesetze bilden eine spezielle Textsorte, die in vielem nicht dem 
üblichen Bild von Texten entspricht. W er nicht speziell ausgebildet 
ist, hat deshalb oft Mühe, solche Texte zu verstehen. Diese besón­
dere Form und die besondere Sprache ist aber dadurch bedingt, dass 
Gesetze ganz spezielle Anforderungen erfüllen müssen; ohne Ver­
lust der Rechtssicherheit lasst sich von diesen Gestaltungsprinzipien 
nicht ohne weiteres abweichen. 

• Eine dieser Anforderungen ist z.B. die Prazision. Gesetze müssen 
ihren Inhalt genau und unzweideutig formulieren. Prazision erfor­
dert aber oft eine ausführliche Ausdrucksweise, in der samtliche 
Bedingungen deutlich und vollstandig angegeben sind. Prazision 
lauft damit oft der Verstandlichkeit direkt entgegen. 

• In der heutigen komplex gewordenen Lebenswelt müssen oft stark 
fachlich-technisch gepragte Sachverhalte geregelt werden, denken 
wir nur an das Kartellrecht, das Aktienrecht, das Bankenrecht oder 
den Strahlenschutz. Solche Bereiche sind für den Laien auch unab­
hangig von ihrer gesetzlichen Regelung nur schwer durchschaubar. 
Wie sollen h i er Gesetze verstandlicher formuliert werden kõnnen? -
In einigen Fallen wie dem Patentrecht kann man einwenden, dass 
solche Gesetzesbestimmungen sich nur an einige fachlich hochspe­
zialisierte Adressaten wenden. Andere Gesetzgebungsbereiche, z.B. 
das Sozialversicherungsrecht (AHV, berufliche Vorsorge), betreffen 
dagegen jeden einzelnen in direktester .Weise. Man kann darüber 
hinaus aber aucll. argumentieren, dass viele Bereiche zwar in der 
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Regelung hochst technischer Art sind und auch nur einzelne hoch.,;; 
spezialisierte Fachleute mit der Durchführung befasst sein konnen, 
dass aber das Problem und die Auswirkungen seiner Regelung auch 
hier jeden einzelnen in hochstem Masse direkt betreffen konnen, 
denken wir nur an die Sicherheit von Kernkraftwerken oder an die 
Luftreinhaltung. 

• Es ist wahrscheinlich unvermeidlich, dass Juristen und Verwal­
tungsbeamte bei ihrer Tãtigkeit eine Fachsprache entwickeln, die 
von jener des Alltags abweicht. Fachsprachliche Elemente wie 
Fachwortschatz konnen die Formulierung komplizierter Probleme 
vereinfachen und erleichtern. Die Fachsprache wird deshalb gerne 
auch bei der Formulierung von Erlassen verwendet. Die Differenzen 
dieses Sprachgebrauchs zur Alltagssprache erschwert aber wieder­
um den Zugang zum Recht. 

• Gesetze sind für den Aussenstehenden oft nicht wegen eines einzel­
nen Artikels schwerverstãndlich, sondern weil ein Sachbereich in 
mehreren verschiedenen Erlassen geregelt wird. (Der Nichtjurist 
bemerkt di ese Komplikation allerdings u. U. zunãchst gar nicht.) Das 
Mietrecht z.B. ist einerseits im OR, andererseits in der Verordnung 
vom 9. Mai 1990 über Miete un d Pacht von Wohn- un d Geschãfts­
rãumen un d schliesslich u. U. zusãtzlich in kantonalen Gesetzen un d 
Verordnungen geregelt. Erschwerend kommt dazu, dass in heiss­
umstrittenen Bereichen wie dem Mietrecht zur Interpretation der 
einzelnen Artikel auch die dazu gefãllten Bundesgerichtsentscheide 
hinzugezogen werden müssen. Eine Formulierung kann somit oft 
gar nicht so gelesen werden, wie sie der Laie auf den ersten Blick 
verstehen würde, sondern sie bekommt durch Einschrãnkungen 
durch andere Gesetze und Auslegung eine andere Bedeutung. 

3. Wie kann man di e Schwierigkeiten überwinden? 

Was kann in dieser zwiespã1tigen Situation für die Verstãndlichkeit von 
Gesetzen getan werden? 
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3.1 Allgemeine Strategien 

3.1.1 lgnorieren 

Zuweilen wird die Relevanz der Forderung nach Verstandlichkeit über­
haupt angezweifelt: Gesetze werden danach ohnehin nur von einem ein­
geschrankten Kreis von Fachleuten, vor allem Juristen und Verwaltungs­
beamten, gelesen und benutzt. Der Laie kommt nie in die Lage, ein Ge-

. setz selbst direkt anwenden zu müssen, und wenn er mit dem Gesetz in 
Berührung kommt, z.B. bei einem Strafverfahren oder in einem Zivilpro­
zess, dann benõtigt er ohnehin eine fachjuristische Person, die ihm zur 
Seite steht. 

3.1.2 Adressatenorientiertheit 

Etwas differenzierter lasst sich argumentieren, dass Gesetze selbstver­
standlich adressatengerecht zu formulieren sind .. Wieweit e in Te x t ver­
standlich ist, hangt u.a. auch vom jeweiligen Adressaten ab. Dementspre­
chend muss bei der Beurteilung der Verstandlichkeit eines Gesetzestex­
tes mit berücksichtigt werden, an wen er sich richtet, wessen Handeln 
vom Gesetz betroffen ist. Deshalb kõnnen durchaus verschiedene Mess­
latten der Verstandlichkeit etwa an eine Verordnung über die Konzes­
sionierung von Luftseilbahnen oder an R.:egelungen im Strassenverkehrs­
oder im Familienrecht gelegt werden. 

Das Problem ist dabei ni eh t aus de r W elt geschafft, das s di e einzelne 
Bürgerin und der einzelne Bürger auch direkt von Gesetzen betroffen 
sein kann, die sich auf technische Bereiche jenseits des durchschnittli­
chen Sachwissens des Einzelnen beziehen. 

3.1.3 Vermeidbare - unvermeidliche Verstehensprobleme 

Man kann zum Schluss kommen, dass wohl gewisse Verstandlichkeits­
probleme bei·Gesetzen nicht aus der Welt zu schaffen sind, aus Gründen, 
die nicht in der Sprache, sondern in der Sache liegen. Das entbindet nicht 
von der Aufgabe, Gesetzestexte soweit wie mõglich verstandlich zu for-
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mulieren und jedenfalls vermeidbare Verstandnisbarrieren abzubauen. 
Auch wenn man die Schwierigkeiten, verstandliche Gesetzestexte zu ver­
fassen, grundsatzlich anerkennt, steht jeder Verfasser vor der Frage, wie 
er aus der schwierigen Situation das Beste herausholen kann. So betrach­
tet geht es nicht darum, ein unmõgliches Ideal erreichen zu wollen, son­
dern um eine Optimierungsaufgabe unter je wechselnden spezifischen 
Randbedingungen. 

Damit ist auch die Kreativitat der Gesetzesredaktorinnen und -redaktoren 
gefordert. Es kann sich nicht darum handeln, schematische Lõsungen zu 
entwickeln, sondern es muss über allgemeine Strategien nachgedacht 
werden, die der jeweiligen Situation anzupassen sind. 

Darüber, wie solche Optimierungsmassnahmen aussehen kõnnten, beste-
hen unterschiedliche Vorstellungen: , 

3.1.4 Vereinfachung durch Abbau unnõtiger Regelungsdichte 

Oft wird die Auffassung vertreten, dass Erlasse - vor allem unterer Stufe 
- deshalb so kompliziert sind, weil die Normen zu detailliert ausformu­
liert werden. Teils werden unnõtige Prazisierungen eingefügt, die schon 
an anderer Stelle geregelt sind oder die sich aus der Sachstruktur von 
selbst ergeben, oder es werden Falle geregelt, die nie eintreten kõnnen. 
Oft werden in Verordnungen Details festgelegt, die besser in Weisungen 
geregelt würden oder die man ohne weiteres dem Ermessen der zustandi­
gen Behõrde überlassen kõnnte. Der Grund für die Übergenauigkeit liegt 
zum Beispiel in einer gewissen Ãngstlichkeit und einem übertriebenen 
Absicherungsbedürfnis der Verwaltung, die den Erlass ausarbeitet, even­
tuell auch im Profilierungsbedürfnis von Amtsstellen und Interessen­
gruppen, die in einer Expertengruppe am Erlassentwurf mitarbeiten. 
Wenn man auf solche Bedürfnisse weniger Rücksicht nahme und in Er­
lassen nur das wirklich Relevante regeln würde, kõnnten diese inhaltlich 
und damit auch sprachlich einfacher und verstandlicherwerden. 
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3.1.5 Stufengerechtheit der Gesetze 

V erwandt mit der Forderung nach angemessener Regelungsdichte ist di e 
Forderung, dass Erlasse stufengerecht konzipiert und ausformuliert wer­
den müssen. Je tiefer die Stufe eines Erlasses ist, desto detaillierter kann 
er sein; er soll aber die grundsãtzlichen und allgemeineren Festlegungen 
der übergeordneten Erlasses nicht mehr wiederholen. Verwirrend sind 
auch Inkonsequenzen des Detaillierungsgrades: Der Abstraktionsgrad der 
Normen in einem Erlass soll so weit wie mõglich durch den ganzen Er­
lass auf dem gleichen Niveau bleiben. Damit wird auch, wenn ein Be­
reich in mehreren, hierarchisch geordneten Stufen von Erlassen geregelt 
wird, das gegenseitige grundsãtzliche Verhãltnis der Erlasse zueinander 
durchschaubar. 

3.1.6 Verbesserung der Herstellungsbedingungen 

Wer komplexe Texte verfasst hat, weiss, dass ein Text mehrmals umge­
gossen wérden muss, bis er aus einem Guss ist. Er oder sie hat auch er­
fahren, dass ein Text, der von einer Mehrzahl von Personen verfasst 
wird, zwar u. U. mehr Gedanken enthãlt und mehr Aspekte berücksichtigt 
als ein Text eines einzelnen, dass aber die Gruppendiskussion die Her­
stellung einer kohãrenten Textstruktur sehr erschwert. Vorgegebene Ent­
würfe werden durch eine Gruppendiskussion in der Regel komplizierter 
und weniger konsistent. 

Problematisch ist es oft auch, wenn Experten selbst einen Erlass zu ihrem 
Fachgebiet verfassen. Experten haben meist zuwenig Distanz zu ihrem 
Fachgebiet, um erkennen zu kõnnen, was vom Standpunkt der Gesetzge­
bung aus ein wichtiger Normierungsgegenstand ist und was Detailpro­
bleme sind; w as man zusammenfassen und w as man trennen kann. Ferner 
ist es für sie schwierig, zu erkennen, wo Aussenstehende Verstãndnis­
probleme bei der Formulierung eines Sachverhalts haben. Und schliess­
lich sind Fachexperten meist keine Gesetzgebungsexperten. (Gerade Ge­
setzgebungsexperten haben aber ebenfalls oft Mühe, einen sie direkt be­
treffenden Problembereich zufriedenstellend zu regeln.) 

Daraus lãsst sich die Forderung ableiten: Wenn man verstãndlichere Ge­
setze erhalten will, müssen auch die Herstellungsbedingungen optimiert 
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werden. Frühzeitig müssen z.B. Gesetzgebungsexperten in die Arbeit mit 
einbezogen werden; wenn anhand einer Formuiierung ein Sachentscheid 
gefallt worden ist, muss die Formuiierung anschiiessend von einem ein­
zelnen nochmais auf ihre strukturelle und sprachiiche Quaiitat hin über­
prüft und optimiert werden. 

3.1.7 Klare Zielvorgaben, klare Konzeption 

Ein Text kann nicht kiarer sein ais die Gedanken, die er ausdrücken soll. 
Unkiare Texte sind auch schwer verstandiich. Bevor ein Gesetz formu­
Iiert wird, muss kiar sein, was sein Zweck und sein Ziei ist, mit welchen 
Mitteln das Ziei erreicht und wessen Handein geregelt werden soll. Der 
zu regeinde Bereich soll gedanklich so kiar und übersichtlich strukturiert 
sein, dass die Strukturierung und Ausformuiierung des Textes sich direkt 
an die Sachkonzeption anschiiessen kann. Bekanntlich ergeben sich ai­
Ierdings gerade bei der grundsatziichen Konzeption von Gesetzen oft 
auch poiitische Probieme. Unterschiediiche Phiiosophien und Interessen 
treffen aufeinander, zwischen de nen e in Kompromiss gefunden werden 
muss, um ein Gesetz poiitisch durchsetzen zu konnen. Kompromisse 
müssen oft mehrere Ansatze miteinander kombinieren und sind deshaib 
nicht optimai koharent. Ja, man trifft hin und wieder auf die Situation, 
dass die entscheidenden Punkte unprazis ausgedrückt werden müssen, 
damit alle Beteiiigten sich mit einer Formuiierung einverstanden erkiaren 
konnen. 

3.2 Vorschlãge auf Textebene 

3.2.1 Vorspann- Inhaltsverzeichnis 

Auf Textebene Iasst sich denken, dass der Gehalt und die Struktur eines 
Gesetzes durch einen Vorspann, durch zusammenfassende Eriauterun­
gen, durch e in Inhaltsverzeichnis us w. verstandiicher gemacht werden 
konnen. Wahrend Erlasse schon heute da und dort mit Inhaltsverzeich­
nissen versehen werden (z.B. i m Kan to n Basei-Stadt bei umfangiicheren 
Gesetzen), dürften inhaitliche Eriauterungen oder sonstwie vorangestellte 
allgemeine Ausführungen im Schweizer Rechtssystem ungewohnt sein 
und auch juristische Fragen aufwerfen. 
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3.2.2 Grafische Darstellungen 

Es ist au eh schon vorgeschlagen w orden 1, in Gesetzen vermehrt von 
Grafiken Gebrauch zu machen. Grafiken konnen ein nützliches Mittel 
sein, Strukturen darzustellen, die rein sprachlich nur mit grossem Auf­
wand und relativ schwer verstãndlich beschreibbar sind. 

3.3 Zusatzliche "popularisierende" Vermittlung 

Zu bedenken ist, dass Gesetze, die für ein breiteres Publikum aus 
irgendwelchen Gründen relevant werden, in aller Regel nicht isoliert für 
sich allein rezipiert werden, sondern dass es vielerlei zusãtzliche Ver­
mittlungsarten gibt, welche einen Gesetzestext erlãutern und den Betrof­
fenen nahezubringen versuchen. Vor Volksabstimmungen nehmen hier 
die Medien - vor allem die Presse - eine wichtige Vermittlerrolle ein. In 
Bereichen wie z.B. dem Sozialversicherungswesen oder dem Verkehr 
gibt es Weisungen, Merkblãtter oder sonstige zusammenfassende und 
beratende Informationsschriften. Man konnte sich denken, dass der Staat 
dem Bürger vermehrt auf diese Weise den Zugang zu Gesetzen erleich­
tert. Auf der anderen Seite stellt sich hier die Frage, ob in solchen 
Schriften nicht u.U. der Gehalt von Normen absichtlich oder unabsicht­
lich verfãlscht wird und diese Schriften sozusagen Ersatzfunktion für den 
Gesetzestext bekommen konnen in ei n er W ei se, wie e s de r Gesetzgeber 
oder der Verfasser eines Merkblatts nicht beabsichtigt haben. 

4. Fragen zur Diskussion 

Im Anschluss an diese Überlegungen mochten wir folgende Fragen zur 
Diskussion stellen: 

l. Ist die Allgemeinverstãndlichkeit von Gesetzen überhaupt erreich­
bar? Oder ist sie eine schone Utopie, die ohnehin nie realisierbar 
ist? 

M:Ax BAUMANN, Grafik in der Gesetzgebung. Gesetzgebung heute 199113, S. 41-50. 
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2. lst die Allgemeinverstandlichkeit von Gesetzen überhaupt ein sinn­
volles Ziel? W er liest und gebraucht Gesetze aus ser Fachleute, di e 
darauf spezialisiert sind, Gesetze anzuwenden oder z u vollziehen? 

3. Wieweit ist die Unverstandlichkeit von Gesetzestexten durch die 
Herstellungsbedingungen verursacht? Wie konnte man die Herstel­
lungsbedingungen verandem, um bessere Gesetzestexte zu erhalten? 

4. Ware es nicht der einfachere Weg, zur Informationsvermittlung über 
die ohnehin schwerverstandlichen Gesetze andere Wege zu erstre­
ben und zu institutionalisieren, z.B. über "popularisierende" Texte 
wie Weisungen, Richtlinien, W egleitungen, Anleitungen aller Art? 

5. Wieweit konnen Gesetzestexte dadurch sprachlich vereinfacht wer­
den, dass der Regelungsgehalt vereinfacht und entschlackt wird? 
Wieweit ist die Forderung vertretbar, ein Gesetz müsse einen Sach­
bereich moglichst einfach regeln, damit die Regelung überhaupt 
verstandlich ist? 

6. Welche zusatzlichen Textgestaltungsmittel konnten eingesetzt wer­
den, u m Gesetze verstandlicher zu machen? 

7. Au f welche W eis e soll intemationales Recht - di e ses zeichnet si eh 
oft durch ausserordentlich schwer verstandliche Texte aus - in Lan­
desrecht umgesetzt werden? 

Senden Sie Ihre Antwort bis spatestens l O. November 1994 an die Re­
daktion von "Gesetzgebung heute" (e/o Schweizerische Bundeskanzlei, 
Zentrale Sprachdienste, Deutsche Sektion, Bundeshaus West, CH-3003 
Bern). 

Wir werden Ihren Beitrag in Heft 1994/3 unserer Zeitschrift abdrucken. 




